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Vorbemerkung 

Der Zusammenhang zwischen der theoretischen Einschätzung des bürgerlichen Staates in 
seinen verschiedenen Erscheinungsformen und der Formulierung einer adäquaten soziali­
stischen Strategie ist offenkundig. Der entscheidende strategische Stellenwert materialisti­
scher Staatstheorie ist deshalb unter Marxisten unstrittig. Nicht von ungefähr war das 
Staatsproblem ja in all jenen Phasen aktuell, in denen es sich für gesellschaftliche Opposi­
tionsbewegungen als Existenzfrage erwies, ihre konkrete Politik in bzw. gegenüber dem 
bürgerlichen Staat theoretisch zu fundieren. 
Wenn in diesem Aufsatz die materialistische Binsenweisheit des Zusammenhangs von 
Staatstheorie und sozialistischer Politik als Problematik erscheint, die es systematisch auf­
zurollen gilt, so hat dies seine Ursache in einem paradoxen Sachverhalt. Auf der einen Sei­
te gab es in den siebziger Jahren eine äußerst ausführliche Debatte um eine »Ableitung« 
des bürgerlichen Staates. Ein wesentliches Kennzeichen dieser Diskussion war - soviel 
schon vorab - ein erstaunliches Maß an Abstinenz in Fragen sozialistischer Strategie. Heute 
- zu Beginn der achtziger Jahre - stellt sich die Situation gewissermaßen umgekehrt dar: 
Dem Anwachsen von diversen Oppositionsansätzen, denen es um die konkrete und aktuel­
le Veränderung ihrer Lebensumstände geht, korrespondiert keineswegs eine staatstheore­
tisch fundierte Strategiedebatte. Im Gegenteil, theoretische Auseinandersetzungen - so­
weit sie überhaupt noch geführt werden - um eine adäquate sozialistische Strategie drehen 
sich im Kern um die alte Streitfrage »neue sozialistische Partei versus außerparlamentari­
scher Kampf«, als ob die bundesdeutsche Linke ihre Erfahrungen und Debatten im Hin­
blick auf dieses allerdings entscheidende Problem sozialistischer Politik vergessen oder ver­
drängt hätte. 
Wie nun, soll hier für die Wiederaufnahme der 1977178 sanft entschlummerten und allzu 
häufig als »toter Hund« gebrandtmarkten »Staatsableiterei« plädiert werden? Keineswegs, 
aber in einer gesellschaftlich-politischen Situation, in der die erwähnten Oppositionsansät­
ze vor der Alternative Integration oder Marginalisierung/Kriminalisierung stehen, er­
scheint mir notwendig zu sein, darauf hinzuweisen, daß das verbreitete spontaneistische 
Gefühl »Null Bock auf den Staat« eine theoretisch fundierte Analyse des bürgerlichen Staa­
tes und eine - daraus abgeleitete - sozialistische Strategie nicht ersetzen kann. Der um sich 
greifende anti-theoretische Affekt, die Weigerung, »überhaupt noch die 'Mühe des Be­
griffs' auf sich zu nehmen« (Kraushaar 1978, 30), die stillschweigende Ablehnung »altlin­
ker Hirnwichser« (vgl. dazu Spengler 1981, 180) ist ein Indiz dafür, daß Ende der siebziger 
Jahre eine Entwicklung eingesetzt hat, die als geradezu typisch für die Geschichte der bun­
desdeutschen Linken angesehen werden muß: die umstandslose Distanzierung von der ei-, 
genen theoretischen, organisatorischen und strategischen Vergangenheit (in unserem Falle 
von Seminarmarxismus, Staatsableiterei, Theoriearbeit, K-Gruppen-Dogmatismus etc.), 
ohne daß diese Vergangenheit und ihre Defizite wenigstens produktiv aufgearbeitet wor­
den wären. Wieder einmal scheint sich die Linke in der BRD als unfähig zu erweisen, aus 
ihrer Geschichte zu lernen. 
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Das Ziel dieses Aufsatzes ist es deshalb, die mehr oder minder eingeschlafene staatstheore­
tische Diskussion voranzutreiben, indem deren oft genug vernachlässigter strategischer 
Aspekt akzentuiert wird. Dies soll auf zweierlei Weise geschehen: Einmal soll in einem 
Überblick über wichtige staatstheoretische Ansätze1 die Frage gestellt werden, inwieweit 
sich diese Ansätze den politischen und strategischen Herausforderungen in bestimmten ge­
sellschaftlichen Problemkonstellationen gestellt haben. Zum anderen erhoffe ich mir von 
den Ergebnissen einer derartigen Analyse zumindest einige Hinweise auf die Aufgaben 
künftiger staatstheoretischer Bemühungen, denen die Beteuerung der strategischen Rele­
vanz marxistischer Staatstheorie nicht nur ein Lippenbekenntnis ist. 

1. Wolfgang Abendroth: Gesellschaftskritik und Verfassungstheorie tm politischen 
Kampf der Ära Adenauer 

Mit seinem »einzelkämpferischen« Festhalten an Grundpositionen des Marxis~us war 
Wolfgang Abendroth im militant antikommunistischen Klima der Adenauer-Ara von 
vornherein ein Außenseiter. Angesichts der Rekonstruktion des Kapitalismus in der BRD 
und der sukzessiven Beschneidung grundgesetzlich verbriefter Grundrechte in der autori-
tären Kanzlerdemokratie Adenauers ging es Abendroth nicht in erster Linie um die 
Grundlegung einer materialistischen Staats- und Verfassungstheorie. Er betrachtete es viel­
mehr als seine vordringliche wissenschaftliche Aufgabe, die Möglichkeit einer sozialisti­
schen Transformation der kapitalistischen Gesellschaft auf dem Wege über die in der bun­
desrepublik nach dem Kriege installierte parlamentarische Demokratie theoretisch zu un­
termauern. 
Abendroths Argumentation war aufgrund dieser Konstellation im wesentlichen defensiv 
~nd hatte zwei Aspekte: Zum e1~siclr2\o-enarotnmseTii"cr-V;if.ÜSungsi'nterpre:­
tation gegen jene Deutungen des Grundgesetzes, die die bestehende politisch-gesellschaft­
liche Realität insbesondere des kapitalistische Wirtschaftssystem als einzig verfassungs­
mäßig hinzustellen versuchten (vgl. Abendroth 1975, S.64-69). Gegenüber diesen Apolo­
geten der herrschenden Verhältnisse verwies Abendroth auf den Kompromißcharakter des 
Grundgesetzes (vgl. Abendroth 1966, S.37-41). Er interpretierte die bundesrepublikani­
sche Verfassung als das Produkt eines Kompromisses zwischen den Kräften im Parlamenta­
rischen Rat, die nach 1945 eine Restauration der kapitalischen Gesellschaft anstrebten, und 
jenen, deren Ziel die demokratisch-sozialistische Umgestaltung von Wirtschaft und Gesell­
schaft war. Durch die Festschreibung dieser politisch-sozialen Kräftekonstellation unmit­
telbar nach dem Kriege im Grundgesetz sah Abendroth die konkrete Ausgestaltung der 
gesamtgesellschaftlichen Ordnung prinzipiell offengehalten. Theoretische Grundlage die~ 
ser Verfassungsinterpretation war die Unterscheidung zwischen demokratischer V erfas­
sungsordnung und bürgerlichem Staatsapparat, die Abendroth nicht unmittelbar gleich­
gesetzt wissen wollte (vgl. Abendroth 1975, S.165). Auf der Basis dieser Unterscheidung 
nämlich konnte er gegenüber der restaurierten kapitalistischen Gesellschaft die im Grund­
gesetz angelegte Verfassungsmäßigkeit einer sozialistischen Transformation der BRD gel-
tend machen. , 
Zum anderen griff Abendroth mit seiner wissenschaftlichen Arbeit direkt in den politi­
schen Kampf der Adenauer-Ära ein. Ziel seiner gesellschaftskritischen Analysen, die er 
ganz offensichtlich als Moment sozialistischer Strategie begriff (vgl. Perels 1974, S. 147), 
war es, die politische Demokratie als mögliches Transformationsfeld zum Sozialismus ge-
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gen die Bedrohung durch ein neues faschistisches oder autoritäres System zu verteidigen. 
In diesem Sinne ging es ihm vermittels des Kampfes um Rechtspositionen vor allem um die 
Erhaltung formaldemokratischer Verfassungsnormen. 
Politisch-strategischer Adressat seiner verfassungstheoretischen und gesellschaftskritischen 
Analysen war die Arbeiterbewegung, insbesondere die SPD, die er trotz aller kritischen Di­
stanz zu ihrer aktuellen Politik als einzig mögliche Operationsbasis sozialistischer Zielvor­
stellungen betrachtete (vgl. Abendroth 1976, S. 253). Bis zu seinem Ausschluß aus der Par­
tei im Jahre 1961 versuchte er deshalb in stetigem Kampf gegen die Anpassung der SPD an 
bürgerliche Ideologien, den sozialdemokratischen Flügel der Arbeiterbewegung an sein so­
zialistisches Erbe zu erinnern und die marxistische Tradition der SPD wachzuhalten. 
Abendroths wissenschaftliche und politische Bedeutung 1iegt einerseits in der politologisch 
und verfassungsrechtlich untermauerten Verteidigung bürgerlich-demokratischer Frei­
heitsrechte und der rechtsstaatlich verfaßten politischen Demokratie im antikommunisti­
schen Klima des Kalten Krieges. Zum anderen zeichnet ihm sein Gespür für die Relevanz 
politischer Kräftekonstellationen und die Orientierung seiner Theoriebildung an den stra­
tegischen Problemen gesellschaftsverändernder Praxis aus. Ungeachtet der verschiedentlich 
geäußerten Kritik, Abendroths Position sei legalistisch und letztlich idealistisch, weil 
Abendroths immanent juristische und politisch defensive Argumentation zu einer Ver­
rechtlichung und damit einer Entpolitisierung sozialistischer Strategie führe2

, ist Abend­
roths theoretische Grundidee politisch-strategisch unverzichtbar. Angesichts der gegenwär­
tigen ökonomischen Krise mit stagnierenden Reallöhnen, Arbeitsintensivierung und Mas­
senarbeitslosigkeit, angesichts des massiven Abbaus demokratischer Grundrechte und der 
Zunahme staatlicher Repression ist die von Abendroth formulierte Strategie der Verteidi­
gung rechtsstaatlich-demokratischer Verfassungspositionen und damit ja auch des Spiel­
raums der Linken in der BRD von aktueller Relevanz. 

2. Die »Frankfurter Schule«: Kritische Theorie und Praxisabstinenz 

Außer Wolfgang Abendroth gab es nach der Wiedereröffnung des »Instituts für Sozialfor­
schung« in Frankfurt im Jahre 1951 einen weiteren Traditionsstrang kritischer Theoriebil­
dung in der BRD der Nachkriegszeit. Doch während - wie wir gesehen haben - Abendroth 
den Typus des in der Arbeiterbewegung verwurzelten und an den Erfordernissen sozialisti­
scher Politik orientierten Wissenschaftlers repräsentierte, entsprachen die Theoretiker der 
»Frankfureter Schule« in hohem Maße der landläufigen Vorstellung von »freischwebenden 
Intellektuellen«. Die selbstgewählte Distanz von Adorno und Horkheimer gegenüber ak­
tuellen und potentiellen Oppositionsansätzen in der Adenauer-Ära blieb selbstverständ­
lich nicht ohne Auswirkungen auf die Theoriebildung der Frankfurter Schule. 
Die Abwendung des Kreises um Horkheimer und Adorno von den Ursprüngen des Institus 
für Sozialforschung kam schon in der Tatsache zum Ausdruck, daß sie dessen Tradition der 
Erforschung der Arbeiterbewegung und der Weiterentwicklung des Marxismus nach dem 
Krieg kaum fortsetzten. Im Gegenteil: Die im wesentlichen schon während des amerikani­
schen Exils vollzogene Abkehr von der marxistischen Theorietradition und der Übergang 
zur geschichtsphilosophischen Kritik der gesamten abendländischen Aufklärungstradition, 
in die implizit auch das Marxsche Werk gestellt wurde (vgl. Jay 1976, S. 303), wurde nach 
der Rückkehr nach Frankfurt bekräftigt. 
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Zwar waren vor allem Adornos subtile Analysen der spätkapitalistischen »Kulturindustrie«, 
die von der Frankfurter Schule als Ursache der effektiven Stabilisierung bürgerlicher Herr­
schaft mittels direkter Bewußtseinsformierung angesehen wurde (vgl. Mirbach, 1979, S. 
152 - 170), immer noch von einer immensen Schärfe und Radikalität des theoretischen Zu­
griffs. Doch gegenüber dieser Kritik jener systemstabilisierenden Mechanismen, die in der 
Perspektive der »Kritischen Theorie« eine emanzipatorische Revolution verhinderten, kam 
die Untersuchung der konkreten politischen und ökonomischen Strukturen der BRD ent­
schieden zu kurz. Verhängnisvoll wirkte sich vor allem das Defizit der Frankfurter Schule 
auf der Ebene der politischen Theorie aus. Im Gegensatz zu Abendroth befaßten sich 
Adorno und Horkheimer - wenn überhaupt - nur höchst unzureichend mit den Struktu­
ren der bürgerlichen Demokratie und den in den bürgerlichen Freiheitsrechten implizier­
ten Ansatzpunkten einer emanzipatorischen Strategie. 
Die Frage nach den Möglichkeiten und Schwierigkeiten einer sozialistischen Politik in der 
Zeit des Kalten Krieges stand jedenfalls für die kritischen Theoretiker der Frankfurter 
Schule niemals zur Debatte. Ihrer radikalen Kulturkritik entsprach keine radikale Praxis. 
Dies um so weniger, als Adorno und Horkheimer den Träger einer derartigen Praxis nicht 
zu erkennen vermochten. Die »Kritische Theorie« bezweifelte nicht nur die Rolle der angeb­
lich in den bürgerlichen Herrschaftszusammenhang integrierten Arbeiterklasse als politisch 
handlungsfähiges Subjekt, sondern sie negierte vielmehr überhaupt die mögliche Existenz 
eines revolutionären Potentials, das in der Lage sei, eine emanzipatorische Veränderung 
der kapitalistischen Gesellschaft herbeizuführen (vgl. Jay 1976, S. 325, 339, 343). 
Offensichtlich wirkte sich die die Adenauer-Ära kennzeichnende politische Stagnation und 
gesellschaftliche Immobilität derart lähmend auf die analytische Sensibilität der Frankfur­
ter Schule aus, daß sie vorhandene Widerspruchspotentiale übersah und deshalb die relati­
ve Stabilität hochentwickelter kapitalistischer Gesellschaften wie der BRD und der USA zu 
einem raum-zeitlich übergreifenden Phänomen hypostasierte. In freiwilliger Isolation von 
allen gesellschaftlichen und politischen Oppositionsansätzen standen Horkheimer und 
Adorno der Realität des restaurierten kapitalistischen Systems in der BRD zwar kritisch, je­
doch politisch-strategisch hilflos und deshalb letztlich resignativ und passiv gegenüber. Ih­
re emphatische Beschwörung des Ziels einer emanzipierten Gesellschaft stand somit in ei­
nem krassen Gegensatz zu ihrer eklatanten Unfähigkeit, handlungsorientierendes Wissen 
zu vermitteln und damit einen strategisch-praktischen Weg zu eben dieser Gesellschaft 
aufzuzeigen. 
Trotz dieses Widerspruchs von radikaler kritischer Theorie und völliger Praxisabstinenz in 
der Frankfurter Schule war das Institut für Sozialforschung eines der wenigen Institute, das 
überhaupt zu kritischem Denken anleitete, wenn nicht sogar der wichtigste »akademische 
Kristallisationspunkt philosophischer und sozialwissenschaftlicher Gesellschaftskritik« 
(Wolf 1973, S. 38) in der BRD. Die »Kritische Theorie« hatte deshalb erheblichen Einluß 
auf die konzeptionelle Neuorientierung gesellschaftskritischer Analysen in der antiautori­
tären Studentenbewegung, ja sie wurde zum »Sozialisationsmedium« einer ganzen Gene­
ration kritischer Sozialwissenschaftler (vgl. Dubiel 1978, S. 212). 
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3. Johannes Agnoli: Plädoyer für eine außerparlamentarische Fundamentalopposition 

Waren Abendroths gesellschaftskritische Konfrontation von Verfassungsnorm und Verfas­
sungswirklichkeit sowie die Kulturkritik der Frankfurter Schule während der Ära Adenauer 
in einem Umfeld sozialwissenschaftlicher Disziplinen, denen es wesentlich um die ideolo­
gische Legitimation und Stabilisierung der bestehenden Machtverhältnisse ging, im 
Prinzip3 die einzigen kritischen Theorieansätze, so kam es im laufe der sechziger Jahre zu 
einer quantitativen und qualitativen Entfalrung materialistischer Theoriebildungsversuche 
in einem bislang nicht gekannten Ausmaß. Den unmittelbaren politischen Anlaß für eine 
derartige Intensivierung und Radikalisierung systemkritischen Denkens stellte die 1966 von 
CDU/ CSU und SPD gebildete »Große Koalition« dar. Nachdem die beginnende Auflocke­
rung der Fronten im Ost-West-Konflikt die Wirksamkeit des aggressiven Antikommunis­
mus der Adenauer-Ära beeinträchtigt hatte und Spiegel-Affäre und Rezession das bislang 
so stabile ideologische Gebäude des christdemokratischen Nachkriegsdeutschland nachhal­
tig erschüttert hatten, symbolisierte die Große Koalition ganz offenkundig die Diskrepanz 
zwischen dem demokratischen Anspruch der BRD und der undemokratischen und gesell­
schaftlichen Realität des Landes. Die Große Koalition verkörperte den Versuch der Institu­
tionalisierung jener autoritären und etatistischen Tendenzen zu einer »formierten Gesell­
schaft«, mit der die Unionsparteien die ökonomische, politische und ideologische Krise in 
den sechziger Jahren in den Griff zu bekommen hoffte. Verstärkt durch die Auseinander­
setzungen um die Verabschiedung der Notstandsgesetze geriet immer stärker das gesamte 
innenpolitische Macht- und Herrschaftsgefüge in der BRD und sein Zusammenhang mit 
der kapitalistischen Wirtschaftsstruktur in den Blickpunkt des analytischen Interesses sy­
stemkritischer Intellektueller (vgl. Krippendorf 1971, S. 113). 
Johannes Agnolis Versuch, Parlamentarismuf-und Kapitalismuskritik niiteinander zu ver­
binden, und seine Bemühungen, staatstheoretische Überlegungen materialistisch zu fun­
dieren, sind ein Beispiel für diese Entwicklungsphase marxistisch orientierter Theoriebil­
dung in der BRD. Agnoli unternahm es nämlich, den spätestens mit der Bildung der Gro­
ßen KoaEtion als Fehlentwicklung der parlamentarischen Demokratie allseits beklagten 
Funktionsverlust, das heißt den Verlust an faktischer politischer und legislativer Entschei­
dungskompetenz des Parlaments, als funktional notwendig für den Bestand hochent­
wickelter kapitalistischer Gesellschaften aufzuweisen. Die grundsätzliche Funktion der par­
lamentarischen Demokratie sah Agnoli in der Stabilisierung des Kapitalismus durch den 
Versuch, den gesellschaftsstrukturell bedingten antagonistischen Klassenwiderspruch zu 
glätten und sozial auszugleichen (vgl. Agnoli 1968 a, S. 9f. ): Mit Hilfe einer Politik des so­
zialen Ausgleichs werde der durch die kapitalistische Produktionsweise bedingte Klassen­
widerspruch auf einen pluralistischen Interessenkonflikt, auf einen Konflikt um die Vertei­
lung des Sozialprodukts reduziert. In diesem manipulativen Prozeß der Verschleierung der 
realen Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse spielte für Agnoli das Parlament eine ent­
scheidende Rolle. Zwar sei es als eine die Souveränität des Volkes verwirklichende Körper­
schaft faktisch bedeutungslos geworden, als Konstitutionalisierungsorgan der Beschlüsse 
der herrschenden Oligarchien aber trage es wesentlich zur Stabilisierung der kapitalisti­
schen Gesellschaft bei (vgl. ebd., S. 63 ). 
Die strategischen Konsequenzen Agnolis aus dieser Analyse des bürgerlichen Parlamenta­
rismus waren eindeutig: Sollte der durch das Parlament und die »Volksparteien« verschlei­
erte gesellschaftliche Antagonismus wieder sichtbar gemacht, der Klassenkampf aktuali-
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siert werden, dann bedurfte es einer Fundamentalopposition, die sich bewußt auf außer­
parlamentarische Aktionsformen konzentrieren sollte (vgl. Agnoli 1968 b, S. 47). Nur so 
könnten die Massen politisiert, das heißt über die Unvernünftigkeit von Herrschaft und 
Ausbeutung aufgeklärt werden (vgl. Agnoli 1968 a, S. 75 ). Nachdrücklich warnte Agnoli 
vor der Domestizierung einer derartigen Fundamentalopposition durch deren mögliche 
Parlamentarisierung: 

»Die fundamentaloppositionellen Parteien, die sich auf das parlamentarische Spiel einlassen und den 
außerparlamentarischen Kampf nicht mehr als das wesentliche Mittel des Herrschaftskonflikts prakti­
zieren, drohen ihre emanzipatorische Qualität zu verlieren und sich in bürokratische Integrationsap­
parate zu verwandeln.« (Agnoli 1968 b, S. 29) 

Agnolis Studie über die »Transformation der Demokratie« war als ein in der Form einer 
Verknüpfung von Parlamentarismus- und Kapitalismuskritik konzeptualisierter Versuch 
einer materialistischen Fundierung systemkritischer Staatstheorie gewiß ein Meilenstein in 
der Entwicklung des Marxismus in der BRD. Wegen ihrer politisch-strategischen Implika­
tionen war sie zudem eine Standardquelle der Neuen Linken und eines der einflußreich­
sten Bücher der studentischen Protestbewegung. Doch gerade in politisch-strategischer 
Hinsicht waren Agnolis parlamentarismuskritischen Untersuchungen nicht unproblema­
tisch. Da er sich bei seiner Analyse auf die BRD konzentrierte, lief er Gefahr, die politi­
schen Zustände zur Zeit der Großen Koalition zu Gesetzmäßigkeiten der bürgerlichen Ge­
sellschaft überhaupt zu hypostasieren. So geriet die Parlamentarismuskritik Agnolis - vor 
allem in der Rezeption bei weiten Teilen der studentischen Protestbewegung - unter der 
Hand zu einer unreflektierten Ablehnung des parlamentarischen Systems, der eine realisti­
sche Einschätzung der Möglichkeiten und Grenzen bürgerlich-liberaler Freiheitsrechte 
nicht gelingen konnte. 

4. Die antiautoritäre Studentenbewegung und der bürgerliche Staat 

Agnolis vehementes Plädoyer für die Konstituierung einer außerparlamentarischen Funda­
mentalopposition fand ab 1965 - von Westberlin ausgehend und nach der Erschießung 
Benno Ohnesorgs am 2.Juni 1967 auf die gesamte BRD übergreifend - in der antiautoritä­
ren Studentenbewegung seinen realgesellschaftlichen Ausdruck. Die Verschlechterung der 
Studienbedingungen und die daraus resultierenden Auseinandersetzungen mit den Uni­
versitätsbürokratien, die von der »Großen Koalition« symbolisierte Krise des Parlamentaris­
mus in der BRD, der im Springer-Konzern beispielhaft ausgedrückte Zerfall der bürgerli­
chen Öffentlichkeit, das brutale Eingreifen der westlichen Führungsmacht USA in Viet­
nam, die Wirtschaftskrise in der BRD - das z{isammentreffen all dieser gesellschaftlichen, 
politischen und ökonomischen Faktoren4 setzte bei Teilen der studentischen Intelligenz 
(vor allem in den geistes- und sozialwissenschaftlichen Fachbereichen) Lern- und Politisie­
rungsprozesse in Gang, in deren Verlauf die Diskrepanz zwischen bürgerlicher Ideologie 
und der Realität dieser Gesellschaft immer deutlicher erkannt wurde. 
Da sich die antiautoritäre Bewegung eigentlich von Beginn an mit der bürgerlichen Staats­
gewalt konfrontiert sah und diese Konfrontation im Zuge der Radikalisierung des studenti­
schen Protestes immer häufiger »handgreifliche« Formen annahm, standen Versuche, das 
Phänomen Staat theoretisch in den Griff zu bekommen, im Mittelpunkt der analytischen 
Bemühungen der Studentenbewegung. Zwar kann keine Rede davon sein, es hätte je eine 
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einheitliche, allseits akzeptierte und theoretisch stringente Staatstheorie der Studentenbe­
wegung gegeben. Dazu war diese Bewegung in sich zu heterogen, Versuche zu einer theo­
retischen Vereinheitlichung zu _diskontinuierlich. Neben Agnolis Parlamentarismuskritik -
und diese teilweise aufnehmend - war vor allem eine Theorievariante einflußreich, die von 
Vertretern des konsequent antiautoritären Flügels des SDS wie Hans-Jürgen Krahl und Ru­
di Dutschke entwickelt wurde. In Anknüpfung an bestimmte Theoreme der Kritischen 
Theorie5 war das Staatsverständnis des anitautoritären Flügels von der Überzeugung be­
stimmt, die BRD verkörpere einen spezifischen Typus eines »autoritären Staates«. Auton·­
tärer Staat, das hieß in der analytischen Perspektive dieser Theoretiker: staatliche Regulie0 

rung und Lenkung der Wirtschaft im Sinne eines ökonomischen Krisenmanagements (vgl. 
Dutschke 1968, S. 53; Krahl 1971, S. 212); Stabilisierung des Spätkapitalismus durch ein 
umfassendes, schier undurchdringlich erscheinendes Netzwerk von politischer Manipula­
tion, Indoktrination und Bedürfnissteuerung (vgl. Krahl 1971, S. 235 f.; Reiche 1968, S. 
28). Krahl sprach gar von der »Allgegenwart des autoritären Staates« (Krahl 1971, S. 29), 
Dutschke von einem Kontinuum von Herrschaft, das alle gesellschaftlichen Gruppen in 
den repressiven Gesamtzusammenhang integriere (vgl. Dutschke 1968, S. 89 und 91). Vor 
dem Hintergrund dieses Bildes einer hermetisch abgeriegelten reaktionären Gesellschaft 
war es nicht weiter verwunderlich, wenn die antiautoritären Theoretiker nicht nur den bür­
gerlichen Staat als autoritär charakterisierten, sondern das spätkapitalistische System insge­
samt als »faschistisch« bezeichneten. Eine scheinbare Bestätigung für diesen Faschismusver­
dacht sahen sie in der Großen Koalition, vor allem aber in den geplanten Notstandsgeset­
zen und in den repressiven Reaktionen des Staates und der Universitätsbürokratien auf die 
Protestaktionen der kritischen Studenten. 
Eine derartige Qualifizierung der BRD als autoritären Staat mit faschistoiden Tendenzen 
konnte nicht ohne Auswirkungen auf die politische Strategie der Studentenbewegung blei­
ben. Wenn tatsächlich alle gesellschaftlichen Gruppen, also auch und vor allem die Arbei­
terklasse in den bürgerlichen Herrschaftszusammenhang integriert waren, dann konnte 
sich die Hoffnung auf eine revolutionäre Veränderung der kapitalistischen Gesellschafts­
formation nur noch auf Randgruppen als Initiatoren eines qualitativen gesellschaftlichen 
Wandels beziehen. Vor dem Hintergrund dieser Prämissen konnten die antiautoritären 
Theoretiker Protestbewegungen wie die studentische in der BRD als zur damaligen Zeit 
»einziges revolutionäres Potential der fortgeschrittenen Industriegesellschaften« (Negt 
1971, S. 35 f.) interpretieren und die kritischen Studenten als eine »'Schlüsselgruppe' der 
antikapitalistischen Opposition« (Berndt 1968, S. 98) bezeichnen, ja ihnen sogar die Rolle 
einer »Avantgarde im internationalen Klassenkampf« (Nirumand 1968, S. 1-17) zuordnen. 
War das Staatsverständnis der antiautoritären Theoretiker also einerseits die Grundlage für 
eine Randgruppenstrategie, in der der studentischen Protestbewegung eine entscheidende 
Funktion zukam, so hatte die Einschätzung der BRD als autoritären Staat andererseits auch 
Auswirkungen auf die konkreten Aktionsformen der Studentenbewegung. Eine Mitarbeit 
in Parteien, Gewerkschaften oder sogar im Parlament schied für den antiautoritären Flügel 
des SDS von vornherein aus6 , hätte dies doch eine Integration in den spätkapitalistischen 
Herrschaftszusammenhang bedeutet. Eine Aktualisierung des Klassenkampfs, die Durch­
brechung der bürgerlichen Manipulationsmechanismen und die Politisierung der entmün­
digten Massen erwartete sich die antiautoritäre Protestbewegung vielmehr von direkten 
Aktionen außerparlamentarischer Aufklärung, etwa in Form provokativer Demonstrations­
techniken. 
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Die Problematik des Staatsverständnisses der antiautoritären Protestbewegung in theoreti­
scher wie auch - daraus resultierend - politisch-strategischer Hinsicht7 liegen auf der 
Hand. Da sich die studentischen Theoretiker vornehmlich mit der Analyse der gesellschaft­
lichen und staatlichen Repressions- und Manipulationsmechanismen und den dadurch her­
vorgerufenen Entfremdungsphänomenen beschäftigten (vgl. Krüger 1973, S. 124), ver­
zichteten sie einerseits fast völlig darauf, die ökonomischen Grundstrukturen des spätkapi­
talistischen Gesellschaftssystems zu untersuchen. Die der kapitalistischen Produktionsweise 
immanente Widersprüchlichkeit schien für die antiautoritären Theoretiker kein Thema ana­
lytischer Bemühungen mehr zu sein, klassenanalytische und ökonomiekritische Fragestel­
lungen wurden deshalb ausgeklammert (vgl. Kukuck 1974, S. 84, Krüger 1973, S. 125). 
Zum anderen fehlte in den staatstheoretischen Theorieansätzen etwa von Dutschke und 
Krahl jeglicher Versuch, die bürgerliche Demokratie, die in ihr implizierten Freiheitsrechte 
und deren strukturellen Zusammenhang mit dem kapitalistischen Gesellschaftssystem sy­
stematisch zu untersuchen. Fixiert auf die Erscheinungsformen staatlichen Handelns, ins­
besondere auf die gewaltsam-repressiven Reaktionen des bürgerlichen Staates gegenüber 
der Studentenbewegung selbst, die als Ausdruck der Verwandlung der »demokratisch legi­
timierten Exekutive zum faschistischen Terrorinstrument« (Lefevre 1968, S. 12) begriffen 
wurden, leistete das Staatsverständnis der antiautoritären Theoretiker einer Verzerrung der 
analytischen Perspektive derart Vorschub, daß der angesichts der politischen Realitäten un­
haltbare und zudem völlig ahistorische Faschismusvorwurf eine gewissermaßen notwendige 
Folge war. 
Vor dem Hintergrund der Qualifizierung der BRD als faschistisch konnte eine realistische 
Einschätzung der Möglichkeiten und Grenzen einer vornehmlich von Intellektuellen getra­
genen Oppositionsbewegung nicht mehr gelingen. Die antiautoritäre Studentenbewegung 
stand vor einer - wie sich zeigen sollte - realpolitisch perspektivlosen Alternative: entweder 
totale Integration in den autoritär-faschistischen Repressionszusammenhang oder radikale 
Revolte und absolute Verweigerung Marcusescher Prägung. Der Faschismusverdacht der 
antiautoritären Theoretiker muß deshalb als Ursache des Realitätsverlustes der studenti­
schen Protestbewegung angesehen werden. Die Hypostasierung der eigenen, in ihren Aus­
wirkungen nicht mehr selbstkritisch diskutierten Aktionen als einzig möglichen Ansatz zur 
Durchbrechung des repressiv-manipulativen Gesamtzusammenhangs und die daraus resul­
tierende zunehmende Verselbständigung provokativer Demonstrationstechniken ver­
drängten sukzessive jene Bemühungen, durchdachte Strategiekonzepte zu erarbeiten, die 
auch den Stellenwert der parlamentarischen Demokratie für eine sozialistische Transforma­
tion der kapitalistischen Gesellschaft hätten einbeziehen können. Nicht von ungefähr be­
gannen mit dem unteflektiertem Aktionismus der Studentenbewegung auch die Diskus­
sionen über die Legitimität von Gewaltanwendung als Widerstand gegen die für faschi­
stisch gehaltene Staatsgewalt der BRD.8 

Die Radikalisierung der studentischen Protestbewegung, deren wesentliche theoretische 
Grundlage das Staatsverständnis der antiautoritären Theoretiker war, hatte ein eigenrüm­
lich widersprüchliches Ergebnis. Zum einen rückte Ende der sechziger Jahre zum ersten 
Mal in der Geschichte der BRD die revolutionäre Perspektive in den Mittelpunkt des theo­
retischen und strategischen Interesses der Linken, war die radikale gesellschaftsverändernde 
Praxis Bezugspunkt jeglicher Theoriebildung. Zum anderen trug eben diese Theorie zum 
zunehmenden Realitätsverlust der antiautoritären Bewegung bei, konnte es jedenfalls 
nicht verhindern, daß große Teile der protestierenden Intelligenz zu einer selbstkritischen 
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Einschätzung der eigenen Aktionen, geschweige denn zur Entwicklung realistischer Strate­
giekonzepte antikapitalistischer Interessenvertretung nicht mehr fähig war. 
So war es nicht verwunderlich, daß sich der gemeinsame Aktionszusammenhang, der die 
studentische Protestbewegung trotz aller theoretischen und organisatorischen Heterogeni­
tät zusammengehalten hatte, nach dem Scheitern zentraler Kampagnen (gegen Springer, 
gegen die Notstandsgesetze, gegen den Vietnam-Krieg) sukzessive auflöste. Der SDS war 
nicht mehr in der Lage, seine Rolle als theoretische Speerspitze und als Aktionskern der Be­
wegung zu spielen und die auseinanderstrebenden Strömungen auf eine gemeinsame Pra­
xis zu verpflichten. Es kam zu einem »Entmischungsprozeß«, in dessen Verlauf sich die au­
ßerparlamentarische Opposition in verschiedene, zum Teil miteinander konkurrierende 
Gruppen, Organisationen und Parteien aufsplitterte. Als Resultat dieses Entmischunspro­
zesses ergab sich eine paradoxe Situation: Zum einen existierte als Ergebnis der von der 
Studentenbewegung bewirkten Politisierung ein relativ breites linkes Potential, ein Milieu, 
in dem eine spezifische Sensibilität für soziale Mißstände und Ungerechtigkeiten und ein 
Bewußtsein der Möglichkeit ihrer emanzipatorischen Veränderung zu verzeichnen war. 
Auf der anderen Seite konnte von einer einheitlichen linken Bewegung mit einer gemein­
Si[men Praxis keine Rede mehr sein. Die heillose Zersplitterung der Linken führte zum Ver­
lust gemeinsamer Handlungsfähigkeit und zu einer Einbuße an gesellschaftlichem Einfluß. 

5. Das strategische Defizit der »Ableitungs«-Diskussion 

Nach dem Zerfall der antiautoritären Protestbewegung rückte die Staatsproblematik mit 
einiger Notwendigkeit in den Mittelpunkt des analytischen Interesses marxistischer Theo­
retiker, mußten doch die Erfahrungen der Studentenbewegung mit dem bürgerlichen 
Staat aufgearbeitet werden: 

»Wie konnte das Gebilde Staat, das eben noch die antikapitalistisch revoltierenden Minderheiten mit 
Gewalt von der Straße fegte, auch weiterhin die breite Loyalität der beherrschten Gesellschaftsklassen 
an sich ziehen? Wie kam es, daß trotz Perfektionierung der staatlichen U nterdrückungsapparaturen, 
trotz einschneidenden Abbaus demokratischer Rechte, trotz offensichtlich parteiischer Intervention 
zugunsten der Verwertungsbedingungen westdeutscher Kapitale, wie kam es, daß trotz des mehr und 
mehr durchscheinenden 'klasseninstrumentellen' Charakters des Staates die breiten Arbeitermassen 
und proletarisierten Mittelschichten auch weiterhin loyal den Staat in seine Souveränität setzten? 
Wenn auch die herrschenden Ideologen sich in dieser Hinsicht alle Mühe gaben - konnte dies alles 
Resultat propagandistischer Lüge oder betrügerischer Manipulation sein?« (Kostede 1976, S. 154) 

Es war also nicht nur die unmittelbare Konfrontation der Studentenbewegung mit der Re­
pressivität des bürgerlichen Staates, der Tanz der Staatsknüppel gewissermaßen ( vgl. ebd., 
S. 153), der die kritischen Geister anregte. Es waren auch und vor allem die ökonomischen 
und politischen Entwicklungstendenzen zu Beginn der siebziger Jahre, die erheblich dazu 
beitrugen, daß die diversen Zirkel marxistischer Intellektueller, die nach dem Zerfall der 
außerparlamentarischen Opposition in der BRD und Westberlin gebildet worden waren, 
den bürgerlichen Staat theoretisch neu einzuschätzen versuchten. 
So erforderte die ökonomische Entwicklung seit der Rezession von 1966 eine theoretische 
Aufarbeitung. Die - wenn auch nur oberflächliche - Bewältigung dieser Wirtschaftskrise 
rückte das differenzierte Instrumentarium staatlicher Wirtschaftspolitik zur Krisenregula­
tion und Konjunktursteuerung, allgemein zur Stabilisierung der kapitalistischen Gesell-
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schaftsformation ins Blickfeld der Analyse. Zwar war dieser Staatsinterventionismus keines­
wegs neueren historischen Datums. Doch die Intensität, mit der seit Ende der sechziger 
Jahre Probleme ökonomischer und gesellschaftlicher Planung diskutiert wurden, mußte die 
Fragen nach dem Verhältnis von Politik und Ökonomie, nach den ökonomischen Funktio­
nen des bürgerlichen Staates und nach den Grenzen staatlicher Regulierungstätigkeit auf 
die Tagesordnung marxistischer Theoriediskussionen setzen (vgl. Classen 1979, S. 2 f.; Alt­
vater /Kallscheuer 1979, S. 8 f.). 
Das spezifische am Staatsinterventionismus der siebziger Jahre war die Tatsache, daß er von 
einer sozialliberalen Koalition mit reformistischem Anspruch betrieben wurde. Wollte 
man sich von marxistischer Seite mit der Funktionsweise, den Grenzen und Widersprüchen 
reformistischer Regierungspolitik und den Möglichkeiten einer Gesellschaftsveränderung 
auf parlamentarischem Wege auseinandersetzen, so schloß dies eine Debatte nahezu aller 
zentralen strategischen Probleme der Arbeiterbewegung ein. In einem engen Zusammen­
hang mit diesen Fragen antikapitalistischer Strategie stand die Erörterung der sozialpoliti­
schen Funktionen des bürgerlichen Staates, hatten diese sich doch als ein Instrument der 
sozialen Integration der lohnabhängigen Bevölkerung in das kapitalistische Gesellschaftssy­
stem erwiesen. 
Die hier nur angedeuteten Problemkomplexe, die den marxistischen Staatstheoretikern 
von den gesellschaftlichen und politischen Verhältnissen in der BRD aufgedrängt wurden 
und von eminenter strategischer Bedeutung waren, standen auch im Mittelpunkt jenes von 
Wolfgang Müller und Christei Neusüß verfaßten Aufsatz über die »Sozialstaatsillusion« 
(vgl. Müller/ Neusüß 1971 ), der den Beginn der spezifisch bundesdeutschen »Ableitungs«­
Diskussion markierte. In diesem Aufsatz wurden all jene oben genannten Themen ange­
sprochen, die die weitere staatstheoretische Debatte in den siebziger Jahren bestimmen 
sollten. Und in diesem Aufsatz wurde mit der Betonung der Notwendigkeit einer katego­
nalen Analyse des bürgerlichen Staates (vgl. ebd., S. 7) auch der Weg vorgezeichnet, von 
dem sich die bundesdeutschen Marxisten eine Beantwortung aller wesentlichen Fragen er-

• hofften: das methodische Verfahren einer »Ableitung« von Form und Funktion des Staates 
1in der kapitalistischen Gesellschaft, das heißt der Versuch einer »begriffliche(n) Entwick­
lung politischer Grundstrukturen aus der ökonomischen Formation der bürgerlichen Ge­
sellschaft« (Kostede 1976, S. 156). 

'!Der ursprüngliche, von den politischen Ausgangsproblemen diktierte Anspruch der marxi­
stischen Staatsdiskussion zu Beginn der siebziger Jahre, mit Hilfe einer Analyse sozialpoli­
tischer Maßnahmen und staatsinterventionistischer Reformpolitik sowie der Ideologiekritik 
»revisionistischer« Theorien, einen Beitrag zur Klärung wichtiger strategischer Probleme 
der Arbeiterbewegung zu leisten, wurde also gleich zu Beginn der Ableitungsdebatte nur 
höchst unvollständig eingelöst. Im Verlauf der nächstenJahre entfernten sich die staatstheo­
retischen Bemühungen marxistischer Intellektueller zunehmend von den erwähnten poli­
tisch-strategischen Ausgangspunkten und verloren die historischen Erscheinungsformen 
des bürgerlichen Staates und aktuelle politische Probleme immer mehr aus den Augen. 
Die Onentierung an logisch-kategonalen Formanalysen und Versuche, »'Staatsableitun­
gen' als begriffslogische Konstrukte zu perfektionieren« (Hirsch 1976, S. 101), gewannen 
endgültig die Oberhand. 
Die Ursache für diese eigentümliche Entwicklung lag in der spezifischen Situation der mar­
xistisch orientierten Linken in der BRD zu Beginn der siebziger Jahre. Parallel zur Staatsde­
batte und mit ihr eng zusammenhängend verliefen ja jene Versuche einer »Rekonstruk-
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tion« der Kritik der politischen Ökonomie, durch die viele der während der studentischen 
Protestbewegung politisierten Intellektuellen sich - nach Jahrzehnten dauernder wissen­
schaftspolitischer Unterdrückung des Marxismus in der BRD - das Marxsche Werk neu an­
eignen wollten. Da dieses Unterfangen mit deutscher Gründlichkeit angegangen wurde, 
mündete die aus dem verständlichen Bedürfnis nach einer exakten »Kapital«-Lekrüre ent­
standene_M.@x-Orthodoxie schnell in bloßer Quellenexegese und Marx-Philologie. Die 
hochabstrakte, logisch-kategoriale Orientierung der Ableitungsdiskuss10n muß zweileltos 
als eine Erscheinungsform der Befriedigung des Nachholbedarfs an genuiner Marx-Kennt­
nis gewertet werden. Die negativen Auswirkungen dieser neuen marxistischen Orthodoxie 
zeigten sich in allzu vielen Ableitungsvarianten als an »Zitierwahn« (Negt 1976, S. 16) 
grenzende, bloß philologische Zusammenstellungen von »Klassiker«-Aussagen über den 
bürgerlichen Staat (vgl. Hirsch 1976, S. 99; Altvater/Kallscheuer 1979, S. 8). 
Dieser inflationistische Umgang mit »Klassiker«-Zitaten kann mit den Notwendigkeiten, 
die sich aus dem Fortgang der Theoriebildung ergaben, allein nicht erklärt werden. In ei­
ner Situation heilloser Zersplitterung und erbitterter Konkurrenz innerhalb der Linken 
hatte die begriffslose, weil den Gesamtzusammenhang des Marxschen Werkes und den 
Stellenwert einzelner Aussagen innerhalb dieses Zusammenhangs völlig ignorierende An­
einanderreihung diverser »Klassiker«-Aussagen, was etwa das Projekt Klassenanalyse (PKA) 
bis zu grotesker Perfektion beuieb, auch und vor allem die primäre Funktion einer Immu­
nisierung des eigenen Theorieansatzes gegen die Kritik anderer Gruppen. In den inner­
fraktionellen Auseinandersetzungen der bundesdeutschen Linken jedenfalls wurde die 
Marxsche Theorie allzu oft für die Legitimierung der eigenen theoretischen Position und 
qua Theorieproduktion damit zur Stabilisierung der nach dem Zerfall der Studentenbewe­
gung prekären politischen Identität instrumentalisiert. 
Welch verheerende Folgen dies hatte, läßt sich beispielhaft am staatstheoretischen Ansatz 
des heute unter der BezeichnunK_!~jtische GrupP_e5- (MGJ__firmierenden Intellektuel­
lenzirkels um Herbert L. Fertl und Karl Held ablesen. Die MG bettacnteteä1e Verkehrsfor­
men an der Oberfläche der kapitalistischen Gesellschaft, die Konkurrenz der Individuen, 
als den Ausgangspunkt der Staatsanalyse. Ausgehend vom »gewöhnlich~n« Bewußtsein der 
Privatsubjekte im Kapitalismus, nämlich ihrem Interesse an der optimalen Nutzung ihrer 
jeweiligen »Revenuequelle«, schloß die MG auf den Willen der Individuen, sich einer be­
sonderen Instanz zu unterwerfen, die für die Respektierung der Verfolgung ihrer gegen­
sätzlichen Sonderinteressen Sorge zu tragen habe (vgl. MG 1979, S. 8 ff.): 

,Neben ihren ökonomischen Geschäften sind sie ( die Mitglieder der kapitalistischen Gesellschaft, · 
G.R.) politische Bürger, und wollen d.ie staatliche Herrschaft, weil sie ihren Sonderinteressen nur 
nachgehen können, indem sie von ihnen auch abstrahieren. Der bürgerliche Staat ist also die Verselb­
ständigung ihres abstrakt freien Willens.« (ebd., S. 8) 

Da die MG also die Entstehungsgrundlage des bürgerlichen Staates im - Marx zufolge fal­
schen! - Bewußtsein der Privatsubjekte ortete, von daher die materielle Basis, die in den 
ökonomischen Gesetzmäßigkeiten der kapitalistischen Gesellschaft wurzelnde Notwendig­
keit einer staatlichen Sphäre, für sie kein Thema mehr zu sein schien, mußte sie den Indivi­
duen unvermeidlich einen »Willen zur politischen Herrschaft« (ebd., S. 13) unterstellen. 
Der Schlüssel zum Staatsverständnis der MG, das kaum als Versuch gewertet werden kann, 
Staatsanalyse materialistisch zu fundieren, sondern eher als moderne Form einer Staatsver­
tragstheorie angesehen werden muß, liegt zweifellos in der strategischen Orientierung der 
MG. Denn die Bestimmung des bürgerlichen Staates als Verselbständigung des abstrakt 
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freien Willens der in den Mystifikationen der kapitalistischen Konkurrenz befangenen Pri­
vatsubjekte lieferte der MG die theoretisch perfekte Legitimation ihrer Existenz als univer­
sitärer lntellektuellenzirkel. Wenn nämlich der Staat tatsächlich ein Produkt der Verselb­
ständigung des freien Willens der Individuen ist, dann ist auch seine Abschaffung sowie 
die Revolutionierung der gesamten kapitalisten Gesellschaft letzlich das Ergebnis des Wol­
lens der Arbeiterklasse. Das MG-Mitglied, sich im Besitz der ganzen Wahrheit wähnend, 
kann die Entscheidung für und gegen den Kapitalismus nur beeinflussen, indem er den 
Lohnabhängigen die »richtigen« Argumente zur Verfügung stellt. 
In dieser Perspektive erscheint der von der MG betriebene Semi~rmarxismus sowie die 
Herstellung und Verteilung von Flugblättern in denen die Agitationsobjekte die wesentli­
chen Erkenntnisse der MG verabreicht bekommen, als höchste Form revolutionärer, kom­
munistischer Praxis. Insofern konsequent, denunziert die MG all jene realen Widerspruchs­
potentiale, die ihre Grundlage in individueller und kollektiver Betroffenheit durch die 
Destruktivität der kapitalistischen Gesellschaft haben, sich jedoch nicht direkt auf den Wi­
derspruch von Kapital und Arbeit beziehen, als reformistisch, staatsbejahend und letztlich 
systemstabilisierend. Dieser zutiefst zynischen Haltung gegenüber »politisierten« und da­
mit angeblich in den demokratischen Staat integrierten Bedürfnis- und Interessenartikula­
tionen, die an einzelnen Mißständen der kapitalistischen Gesellschaft ansetzen (vgl. MG 
1980, S. 3 - 16), entspricht die völlige persönliche Folgenlosigkeit der Politik der MG, die 
in keinerlei Beziehung mit dem privaten Lebenszusammenhang ihrer Mitglieder steht. 
Was den politischen Realitätsverlust und die geradezu systematische Selbsttäuschung über 
die tatsächlichen Handlungsmöglichkeiten und Erfolgsaussichten marxistischer Intellek­
tueller angeht, war und ist die MG zweifellos das eindrucksvollste und zugleich ab­
schreckendste Beispiel für die verhängnisvollen Folgen, die die Instrumentalisierung marxi­
stischer Theorieproduktion zur Legitimation bestimmter politisch-strategischer Positionen 
und damit auch und gerade für die Stabilisierung persönlicher und politischer Identität 
hatte. 
Am Beispiel der MG lässt sich zeigen, welch hohen Stellenwert die Theoriearbeit in der 
bundesdeutschen Linken während der siebziger Jahre hatte. Oft genug ersetzte sie ange­
sichts politischer Perspektivlosigkeit die vordem durch die Mitgliedschaft in einer Partei 
oder Organisation oder auch nur durch die Zugehörigkeit zur antiautoritären Bewegung 
insgesamt konstituierte politische Identität. Die umfassende Kenntnis des Marxschen Wer­
kes kompensierte gewissermaßen die politische Unsicherheit und 01ientiemngslosigkeit 
(vgl. Negt 1976, S. 38), mit jeder theoretischen Kontroverse stand so auch die eigene brü­
chige politische Identität zur Debatte. Fast unvermeidliche Folge war eine Dogmatisiemng 
der marxistischen Theoriediskussion, die Hypostasierung einzelner Ansätze und Versuche 
zur Immunisierung dieser Ansätze gegen Kritik. 
Im Rahmen der Ableitungs-Debatte führte der sektenhaft-dogmatische Charakter der in­
nerlinken Auseinandersetzung zu einem geradezu »kleinbürgerliche(n) Besitzindividualis­
mus in der Verteidigung von Ableitungsansätzen« (Asseln/Deppe 1977, S. 84). Unter die­
sen Umständen eines verbissen, zuweilen gar eifersüchtig geführten Streites um Marxens 
Bart war es nicht weiter verwunderlich, daß die meisten Ableitungsvarianten vor dem Kri­
terium der Praxisrelevanz marxistischer Staatstheorie kläglich versagten. Das Pathos revolu­
tionärer Stategie verkam zum Ritual, das sich vornehmlich in Vorbemerkungen und Nach­
worten abspielte und mit den eigenen theoretischen Anstrengungen nur notdürftigt, wenn 
überhaupt vermittelt war. 
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Ein Musterbeispiel für die strategische Beliebigkeit und - daraus resultierend - politische 
Folgenlosigkeit hochabstrakter Formableitungen bot das PKA. Dieser theoretische Zirkel 
um Joachim Bischoff brachte es fertig, mit seiner bis heute im wesentlichen unveränderten 
Staatsableitung(vgl. PKA 1973, S. 69-175; PKA 1976; Bischoff(Hrsg.) 1977, S. 139-170) 
zwei völlig unterschiedlich strategische Orientierungen zu »begründen«. Doch weder das 
Bekenntnis des PKA zur DKP als angeblich fortgeschrittensten Teil der Arbeiterbewegung 
(vgl. PKA 1972, S. 25 ff.) zu Beginn der siebziger Jahre noch das Einschwenken auf eine 
eurokommunistische Linie (vgl. Bischoff (Hrsg.) 1977, S. 105 ff.; Sozialistische Studien­
gruppe 1980, S. 188-195) wurde aus den staatstheoretischen Schriften systematisch herge­
leitet. Die Strategiebestimmungen des PKA müssen deshalb interpretiert werden als die je 
verschiedenen Versuche eines Theorie produzierenden Intellektuellenzirkels, seine politi­
sche Abstinenz durch das voluntaristische Bekenntnis zu einer politischen Richtung zu 
überwinden. 
Nun darf über der berechtigten Kritik an den strategischen Defiziten der Ableirungs-De­
batte nicht vergessen werden, daß auch die hochabstrakte Ableitung bestimmter politi, 
scher Grundstrukturen aus der Marxschen Kritik der politischen Ökonomie durchaus ihre 
Bedeutung in politischen Auseinandersetzungen haben können. Zwei Beispiele sollen die­
se These belegen. 
- Ein wesentlicher Themenkomplex der Ableitungsdebatte war - wie schon erwähnt -
das Problem des Zusammenhangs von kapitalistischer Akkumulation und zunehmender 
staatsinterventionistischer Regulierungspolitik und allgemeiner die Frage nach den ökono­
mischen Funktionen des bürgerlichen Staats überhaupt (vgl. für viele Altvater 1972; Hirsch 
1974; Läpple 1973 ). Die strategische Relevanz dieses Schwerpunktes ist leicht einzusehen, 
war doch die Analyse der ökonomischen Funktionen des bürgerlichen Staats durch die key­
nesianische Interventionspolitik der sozialliberalen Koalition auf die Tagesordnung marxi­
stischer Wissenschaftler gesetzt worden. Nur »wenn der Nachweis gelang, daß der Staat in 
der Wahrnehmung dieser Funktionen umfassenden Beschränkungen unterlag, er folglich 
auch nicht auf Dauer die zentralen kapitalistischen Krisenmanifestationen und die in ih­
rem Gefolge beschleunigten Klassenkämpfe latent zu halten vermochte, dann und nur 
dann waren die strategischen Konzepte der diversen 'politischen Krisentheorien' widerleg­
bar« (Kostede 1976, S. 170) und konnte an tradierten revolutionären Strategiemustern 
festgehalten werden. 
- Dieses zu Beginn der siebziger Jahre strategisch äußerst bedeutsame Problem der mög­
lichen Grenzen staatlicher Regulierungstätigkeit versuchten auch Bernhard Blanke, Ulrich 
Jürgens und Hans Kastendiek anzugehen, indem sie auf der Basis ihrer Formableitung ein 
kategoriales Konzept für die Unterscheidung einer System- und Tätigkeitsgrenze der 
Staatsaktivitäten entwickelten (vgl. Blanke u.a. 1974, S. 89-100). Welch große politische 
Bedeutung ein derartiger Analyseansatz im Kontext der Auseinandersetzungen um die 
Einschätzung der von der bundesdeutschen Sozialdemokratie damals propagierten Re­
formpolitik hatte, zeigten nicht zuletzt die breite Rezeption des Aufsatzes von Blanke und 
seinen Kollegen bei den Jungsozialisten und die dadurch ausgelösten innerverbandlichen 
Kontroversen (vgl. Heimann 1975, S. 215-222). 
Doch - wie schon angedeutet - derartige Hinweise auf die strategischen Implikationen 
marxistischer Staatstheorie waren in der vornehmlich logisch-kategorialen Argumentation 
der Ableitungstheoretiker allzu selten. Allein schon die Tatsache, daß Blanke, Jürgens und 
Kastendiek den eigentlich banalen und für Marxisten selbstverständlichen Umstand glaub-
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ten betonen zu müssen, daß materialistische Staatsanalysen sich immer auf die aktuellen 
Probleme der Arbeiterbewegung zu beziehen hätten, wollten sie zur praktischen Einschät­
zung der Maßnahmen des bürgerlichen Staates und zur sozialistischen Transformation der 
kapitalistischen Gesellschaft beitragen (vgl. Blanke u.a. 1974, S. 58), wirft ein bezeichnen­
des Licht auf das offenkundige strategische Defizit der Ableitungsdebatte. 
Die Abstraktheit und Realitätsferne der Ableitungsdiskussion, die Konzentration auf die 
Perfektionierung begriffslogischer Konstrukte, der zunehmende Verlust eines Bezugs auf 
praktisch-politische Fragen werden nur dann verständlich, wenn man bedenkt, daß die po­
litischen Machtverhältnisse in der BRD etwas anderes als eine antii"nstitutionelle Opposi­
tion des Linken nie zuließ (vgl. Altvater/Kallscheuer 1979, S. 9). Isoliert von einer weitge­
hend sozialdemokratisch und gewerkschaftlich integrierten Arbeiterklasse, aber auch von 
anderen sozialen Oppositionsansätzen wie der Frauen- und Ökologiebewegung, be­
schränkten sich die marxistischen Intellektuellen auf eine im 1deologiekritischen Sinne de­
struktive Analyserichtung (vgl. ebd. ). Das heißt, »Staatstheorie wurde ( ... ) primär als Ana­
lyse der Grenzen des Staates begriffen« ( ebd., S. 8), weil die bundesdeutsche Linke »nicht 
in der politischen Verantwortung stand und daher auch keine positiven Konzeptionen von 
Politik vorzulegen brauchte.« (Ebd., S. 9) 
Wie verhängnisvoll, weil politisch desorientierend, die bloß ideologiekritisch und abstrakt­
kategorial argumentierende Ableitungsdebatte für die Linke in der BRD war, erwies sich 
spätestens angesichts zunehmender staatlicher Repression Mitte der siebziger Jahre. Als die 
politische Entwicklung die Frage nach dem praktischen Verhalten der Linken gegenüber 
dem bürgerlichen Staat auf die Tagesordnung setzte, zeigte sich, wie wenig die Staatsdis­
kussion in den siebziger Jahren zu einer Antwort auf die Kernfragen antikapitalistischer 
Strategie und zur Bewältigung der Existenzprobleme der Sozialisten in der BRD beigetra­
gen hatte (vgl. Wolf 1979, S. 33), weil sie zu handlungsorientierenden Anleitung emanzi­
patorischer Prozesse gänzlich untauglich war. 
Die seit Mitte der siebziger Jahre andauernde Krise der kapitalistischen Wirtschaft im 
Weltmaßstab förderte jedoch die Einsicht in die politische Folgenlosigkeit und strategische 
Perspektivlosigkeit der Ableitungsdebatte. In dieser Krise wurde nämlich offenkundig, 
»daß sich die revolutionsstrategischen Erwartungen hinsichtlich der Konstituierung und 
Radikalisierung eines proletarischen Klassenbewußtseins, die fast alle Marxisten an die ka­
pitalistische Krise knüpften, keineswegs erfüllten.« (Redaktion 'Prokla' 1979, S. 6). Nach­
dem die gesellschaftliche Realität derart nachdrücklich auf die Frage nach der Angemessen­
heit überkommener marxistischer Theorie- und Strategiemuster aufmerksam gemacht hat­
te, setzten Denk- und Lernprozesse bei all jenen marxistischen Theoretikern ein, die noch 
nicht jegliche Sensibilität für spezifische gesellschaftsstrukturelle Problemkonstellationen 
und die darin implizierten Probleme sozialistischer Politik verloren hatten. Die For­
schungsstrategie einer Ableitung des bürgerlichen Staates stand in der Folgezeit - etwa ab 
1977 - nicht mehr im Zentrum der analytischen Bemühungen marxistischer Staatstheoreti­
ker, die Staatsdiskussion in der BRD entwickelte sich vielmehr recht uneinheitlich. Folgen­
de Tendenzen zeichnen sich dabei ab: 
- Einige wenige marxistische Wissenschaftler versuchen, die bislang fehlenden Vermitt­
lungsglieder zwischen der hochabstrakten Formanalyse des bürgerlichen Staates und der 
empirischen Untersuchung konkreter politischer Prozesse zu erarbeiten, indem sie systema­
tisch an die Ergebnisse der Ableitungsdebatte anknüpfen. Sowohl Dieter Sauers Operatio­
nalisierung verschiedener Ableitungsansätze für eine empirisch orientierte Analyse des 
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Staatsapparates (vgl. Sauer 1978) als auch Bernhard Blankes Bemühungen um die konti­
nuierliche Weiterentwicklung eines staatstheoretischen Ansatzes (vgl. Blanke 1976, 1977, 
1979, 1980) zeigen deutlich, daß die Formanalyse des bürgerlichen Staates bei einer reali­
stischen Einschätzung ihrer erkenntnistheoretischen Grenzen durchaus die Basis für eine 
fruchtbare Forschungsstrategie abgeben kann. 
- In einem gewissen Gegensatz zu den verschiedenen Versuchen, die Ableitungsdebatte 
in je unterschiedliche Richtungen weiterzuentwickeln, stehen jene Arbeiten marxistischer 
Wissenschaftler, die die Frage nach einer möglichen »Neustrukturierung« bürgerlicher 
Herrschaft im Gefolge der ökonomischen Krise seit etwa Mitte der siebziger Jahre stellen. 
Charakteristisch für diese Entwicklungslinie ist die Suche nach einer Erklärung für die Tat­
sache, »daß sich die Herrschaftsorganisation in der Bundesrepublik auch in der gegenwärti­
gen Krise und trotz aller Legitimations- und Steuerungsschwächen als sehr stabil erwiesen 
hat« (Kastendiek 1980, S. 82). Zu nennen sind in diesem Zusammenhang etwa Elmar Alt­
vaters Untersuchung der politischen Implikationen der »Austerity-Politik« in Westeuropa 
(vgl. Altvater 1978), Hans Kastendieks Bemühung, einige Aspekte der Korporativismus­
Diskussion für die Analyse staatlicher Strukturen und politischer Prozesse in der BRD 
fruchtbar zu machen (vgl. Kastendiek 1980), und Joachim Hirschs Analyse der Wandlung 
der BRD hin zu einem Sicherheitsstaat (vgl. Hirsch 1980). Vor allem Hirsch bemüht sich 
ganz offensichtlich, die strategische Dimension materialistischer Staatstheorie zu reaktivie­
ren und die politische Folgenlosigkeit der Ableitungsdebatte zu überwinden, indem er sich 
eingehend mit der Problematik der »neuen sozialen Bewegungen« beschäftigt und die Fra­
ge nach der Bedeutung der Frauen-, Alternativ- und Ökologiebewegung für die revolutio­
näre Veränderung hochentwickelter kapitalistischer Gesellschaften stellt (vgl. ebd., S. 132-
168). 
- Die Bemühung, die politischen Defizite der Ableitungsdebatte zu beheben und die 
strategische Relevanz marxistischer Staatstheorie zu vergrößern, kennzeichnet auch jene 
Versuche, analytische Konzepte italienischer und französischer Provenienz für die bundes­
deutsche Staatsdebatte fruchtbar zu machen (vgl. etwa Arbeitskreis Westeuropäische Ar­
beiterbewegung (Hrsg.) 1979; Jäger 1980 a und 1980 b). Von Begriffen wie dem des »histo­
rischen Blocks an der Macht« oder der »bürgerlichen Hegemonie« über die Arbeiterklasse, 
wie sie vor allem von Antonio Gramsci geprägt wurden, erhoffen sich am »Eurokommunis­
mus« orientierte Autoren theoretische Fortschritte bei der anstehenden Analyse der kon­
kreten politischen Kräfteverhältnisse in der BRD und Anregungen für die Entwicklung er­
folgversprechender sozialistischer Strategiekonzeptionen. 

6. Was kann man aus der bisherigen Entwicklung der marxistischen Staatstheorie in der 
BRD lernen? 

Läßt man die - hier nur knapp skizzierte - bisherige Entwicklung der marxistischen Staats­
theorie in der BRD noch einmal Revue passieren, so muß man zweifellos feststellen, daß 
von einem kontinuierlichen Theoriebildungsprozess, der ein Aneinanderknüpfen der ver­
schiedenen Ansätze und eine Ergänzung der wechselseitigen Leerstellen ermöglicht hätte, 
nicht die Rede sein kann. Was diese Entwicklung vielmehr kennzeichnet, sind ganz offen­
sichtlich ihre Brüche. 
Das in der Ära Adenauer vorherrschende und von Wolfgang Abendroth repräsentierte Pa-
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radigma linker Gesellschaftskritik, die Konfrontation von Verfassungsnorm und Verfas­
sungswirklichkeit erschien der sich in der antiautoritären Studentenbewegung politisieren­
den Intelligenz zu legalistisch und angesichts der angeblich faschistoiden Tendenzen in der 
BRD zu illusorisch, als daß es eine radikale gesellschaftsverändernde Praxis hätte anleiten 
können. Dabei hätten gerade die kritischen Studenten für eben diese Praxis von Abend­
roth lernen können, wie wichtig es ist, die bürgerliche Demokratie als Aktionsterrain von 
Oppositionsbewegungen zu nutzen und wie entscheidend für den Erfolg derartiger Bewe­
gungen die realistische Einschätzung der jeweiligen Kräftekonstellationen ist9 . 

Die Studentenbewegung hielt dies - zumindest was ihren konsequent antiautoritären Flü­
gel betrifft - für unnötig und stützte sich in ihrer Theoriebildung auf verschiedene, zwei­
fellos »radikalere« Theorieversatzstücke aus dem Umkreis der Kritischen Theorie. Wie wir 
bereits gesehen haben, lieferte sie damit den späten, aber endgültigen Beweis für die stra­
tegische Perspektivlosigkeit der Frankfurter Schule. Das realpolitische Scheitern der stu­
dentischen Protestbewegung bedeutete deshalb mit Recht einen theoretischen Neubeginn 
und den notwendigen Versuch, dem Verhältnis von bürgerlichem Staat und kapitalisti­
scher Gesellschaft analytisch auf den Grund zu gehen. 
Leider ging mit dieser Distanzierung von als falsch erkannten Theoriekonzepten eine pau­
schale Kritik der Studentenbewegung als »kleinbürgerlich« einher, die die positiven Aspek- ,,.. 
te des antiautoritären Protestes vollkommen negierte. Die nachdrückliche Insistenz auf der 
praktischen Relevanz von Theoriebildungsprozessen, das primäre Interesse an einer radika-
len gesellschaftsverändernden Praxis, die Betonung individueller Selbstveränderung __ und 
Emanzipation in einem kollektiven politischen Lernprozeß - all diese wesentlichen Momen-~ 
te der Studentenbewegung gingen mit der Hinwendung zu K-Gruppen-Sektierertum und 
dogmatischem Seminarmarxismus in Vergessenheit oder wurden - ihrer politischen Stoß­
richtung weitgehend beraubt - in ein spontaneistisch-subkulturelles Ghetto abgedrängt. 
Die folgende, die siebziger Jahre weitgehend prägende Marx-Orthodoxie brachte Theorie­
diskussionen von in der BRD bis dahin nicht gekanntem theoretischen Niveau und - was 
die Staatstheorie betrifft - durchaus bemerkenswerte Ergebnisse im Hinblick auf die Ana­
lyse politischer Grundstrukturen der bürgerlichen Gesellschaft. Bezahlt wurde dieser Rück­
zug in den akademischen Elfenbeiturm marxistischer Wissenschaft bekanntermaßen da­
mit, daß der Marxismus in der BRD seine strategische Relevanz einbüßte, politisch folgen-
los blieb, angesichts zunehmender staatlicher Repression keinerlei Handlungsanleitung 
bot, ja sogar politisch desorientierend wirkte. 
Was also können wir aus der bisherigen Entwicklung der marxistischen Staatstheorie in der 
BRD lernen? Zunächst und vor allem muß die bundesdeutsche Linke ihre eklatante Ge­
schichtslosigkeit im Hinblick auf ihre eigene theoretische, organisatorische und politische 
Tradition ablegen. Sie muß lernen, die theoretischen Defizite und die politisch-strategi­
schen Fehleinschätzungen der Vergangenheit produktiv aufzuarbeiten, anstatt sich bloß 
umstandslos von ihnen zu distanzieren. Für den Bereich der Staatstheorie bedeutet dies 
konkret: Die Linke in der BRD könnte heute - nach rund 30 Jahren mehr oder minder in­
tensiver Theoriediskussionen - an einem Punkt angelangt sein, an dem marxistische Staats­
theorie den klaren Blick eines Wolfgang Abendroth für die realistische Einschätzung politi­
scher Kräfteverhältnisse mit der politischen Radikalität der Studentenbewegung und dem 
theoretischen Niveau der Ableitungsdebatte verbindet. Daß dem keineswegs so ist, wir uns 
vielmehr mühsam staatstheoretische Orientierungspunkte für die achtziger Jahre erarbei­
ten müssen, wirft ein bezeichnendes Licht auf den Grad unserer Lern(un)fähigkeit. 
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Was heißt das im Hinblick auf die Wiedergewinnung der strategischen Relevanz marxisti­
scher Staatstheorie? Wenn es richtig ist, daß das entscheidende Bewährungskriterium revo­
lutionärer Theorie die Praxis der Gesellschaftsveränderung ist, dann muß die »Beantwor­
tung der Frage, wie im bürgerlichen Staat zu agieren und dieser in emanzipatorischer Per­
spektive aufzuheben« (Redaktion 'Prokla' 1979, S. 8) ist, in das Zentrum materialistischer 
Staatsanalyse rücken. Wollen die Marxisten in der BRD dieses Problem ernsthaft und vor­
urteilslos angehen, so werden sie nicht umhin kommen, Abschied von einigen tradierten 
Theorie- und Strategiemustern zu nehmen. 10 Sie werden vor allem der Frage nachzugehen 
haben, warum einerseits die Hoffnung auf die historische Mission des Proletariats trotz ver­
schärfter Wirtschaftskrise bisher unerfüllt blieb, wie andererseits die vielfältigen Formen 
neuer sozialer Bewegungen mit emanzipatorischen Ansprüchen politisch-strategisch einzu­
schätzen sind. Die Beantwortung beider Fragen setzt ein Problem auf die Tagesordnung, 
dem marxistische Theoretiker bislang fast systematisch aus dem Wege gegangen sind: die 
theoretisch stringente und empirisch fundierte Bestimmung des Vermittlungszusammen­
hanges zwischen der objektiven Struktur der kapitalistischen Gesellschaft und dem subjek­
tiven Bewußtsein der Individuen. Wollen die marxistischen Staatstheoretiker in der BRD 
nicht weiterhin der Stabilität bürgerlicher Herrschaft in ökonomischen Krisenzeiten analy­
tisch hilflos gegenüberstehen, dann muß die Ausgrenzung aller Fragen der »Subjektivität« 
beendet werden, die die Geschichte des Marxismus bislang kennzeichnet (vgl. Blan­
k.el..Smäfer) 1979, S. 44), müssen vor allem jene offenbar äußerst tragfähigen sozialen und 
psychischenMechanismen, die die Reproduktion der kapitalistischen Gesellschaft auch in 
Krisenzeiten gewährleisten, sorgfältig untersucht werden (vgl. Blanke/Schäfer 1979, S. 
43 f.; Hirsch 1980, S. 137 f.). Erst wenn die marxistische Theorie dieses Problem konkret 
angeht, kann sie zu einer »Theorie des Übergangs« (vgl. Blanke/Schäfer 1979, S. 45) mit 
strategischem Stellenwert werden, weil sie dann in der Lage sein wird, auch in einer als 
Jahrzehnte währenden Lernprozeß zu verstehenden »Revolution« (vgl. ebd., S. 44) länger­
fristig handlungsorientierend zu wirken. 

Anmerkungen 

Für die ausführliche Darstellung einzelner Theorievarianten und die Analyse des politisch-gesell­
schaftlichen Hintergrunds ihrer Entwicklung vetweise ich auf mein Buch »Die Entwicklung der 
marxistischen Staatstheorie in der Bundesrepublik« (Campus-Verlag, Frankfurt/New York 1981). 
Aus diesem Grunde verzichte ich im folgenden auf ausführliche Zitate und Literaturhinweise. 

2 Einen Überblick über die Kritik an Abendroths Position gibt Perels (1974, S. 150 ff.). 
3 Zu nennen wären neben Abendroth auf der einen und Horkheimer und Adorno auf der anderen 

Seite allenfalls noch Leo Kofler und Jürgen Habermas. Während der marxistische Einzelgänger 
Kofler weitgehend unbeachtet und einflußlos blieb, war Habermas' sozialphilosophische Untersu­
chung des »Strukturwandels der Öffentlichkeit« (1962) von nicht zu unterschätzender Bedeutung 
für die weitere Theoriebildung der bundesdeutschen Linken. In unserem thematischen Zusam­
menhang bringt eine ausführliche Analyse jedoch nichts Neues: Gleichermaßen beeinflußt von 
Abendroth und der Frankfurter Schule bemühte sich Habermas zum einen um einen prinzipiell 
kritischen theoretischen Zugriff auf die bürgerliche Gesellschaft, behielt dabei aber immer den 

Marxistische Staatstheorie in der BRD 85 



Stellenwert der politischen Freiheitsrechte der parlamentarischen Demokratie im Auge. Während 
in diesem Aspekt von. Habermas' Theoriebildung vor allem der Einfluß Abendroths spürbar wur­
de, so teilte Habermas auf der anderen Seite das strategische Defizit der Kritischen Theorie. Der 
emphatischen Akzentuierung seines Anspruches, einen Weg zu vernünftig freier Selbstbestim­
mung weisen zu wollen, stand die Unmöglichkeit einer politisch-strategischen Operationalisie­
rung seines Emanzipationskonzepts gegenüber (vgl. Tuschling 1978, S. 436, 448 f., 456; Kali­
scheuer 1981, S. 172 ff.). 

4 Zur genauen Analyse des gesellschaftsstrukturellen Bedingungszusammenhangs der srudentischen 
Protestbewegung vgl. Rudi 1978, S. 4 - 41. 

5 Wichtig für das Staatsverständnis der antiautoritären Bewegung war einerseits der 1940 entstande­
ne Aufsatz »Der autoritäre Staat« von Max Horkheimer (vgl. Horkheimer 1967, S. 41 - 80), ande­
rerseits Herbert Marcuses erstmals 1964 in den USA erschienene Studie über den »eindimensiona­
len Menschen« (vgl. Marcuse 1967). 

6 Zur Strategiedebatte in der Neuen Linken vgl. ausführlich Rudel 1978, S. 55 - 58 und S. 66 - 82. 
7 Die im folgenden zu analysierende Problematik des Staatsverständnisses der antiautoritären Sru­

dentenbewegung wirft auch ein bezeichnendes Licht auf die politisch-strategischen Defizite der 
Kritischen Theorie, auf deren Theoremen studentische Theoretiker wie Dutschke und Krahl im 
wesentlichen aufbauten. Nachdem die kritische Intelligenz die radikale Kulturkritik der Frankfur­
ter Schule und den Totalitarismusverdacht eines Herbert Marcuse systematisch ernstzunehmen be­
gann und versuchte, praktische Konsequenzen aus der Kritischen Theorie zu ziehen, zeitigte de­
ren staatstheoretisches und politisch-strategisches Defizit für die studentische Protestbewegung fa­
tale Folgen. 

8 Insofern müssen auch die terroristischen Aktionen der RAF und der Bewegung 2. Juni als - unge­
wollte - strategische Spätfolgen des Staatsverständnisses der antiautoritären Bewegung und des 
darin implizierten Faschismusverdachts angesehen werden. 

9 Es mutet wie ein Treppenwitz der Geschichte an und ist bezeichnend für die Verdrängungslei­
stungen der bundesdeutschen Linken, wenn sie _heute diese Probleme, die immer im Mittelpunkt 
der Theorieproduktion Wolfgang Abendroths standen (vgl. Seifert 1977, S. 244 f. ), mit analyti­
schen Konzepten italienischer Provenienz zu lösen versucht. Damit soll durchaus kein negatives 
Urteil über die Legitimität des derzeitigen Gramsci-Booms und die forschungsstrategische Brauch­
barkeit seiner Kategorien gefällt werden. Die Aktualität der Gramsci-Diskussion - und auch die 
Renaissance austromarxistischer Denker wie Otto Bauer (vgl. Albers u. a. (Hrsg.) 1979) - sind je­
doch ein deutlicher Hinweis auf die Unfähigkeit der Marxisten in der BRD, die positiven Aspekte 
einer bestimmten Theorievariante wie etwa der von Abendroth - ungeachtet aller berechtigten 
Kritik - bei der Weiterentwicklung der Theoriebildung in einem dialektischen Sinne »aufzuhe­
ben«. 

10 Einen knappen und sehr informativen Überblick über die verschiedenen Dimensionen der »Krise 
des Marxismus« gibt Redaktion 'Prokla' 1979, S. 6 - 10. 
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